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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Isabell 
Zacharias, Martina Fehlner, Georg Rosenthal, Helga 
Schmitt-Bussinger, Horst Arnold, Inge Aures, Volk-
mar Halbleib, Natascha Kohnen, Dr. Simone Stroh-
mayr, Margit Wild, Kathi Petersen, Susann Biede-
feld und Fraktion (SPD) 

Mehr Chancengleichheit beim Studium:   
BAföG-Reform initiieren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, auf Bundes-
ebene die Initiative für eine umfassende BAföG-
Reform zu ergreifen. Sie soll eine kontinuierliche und 
automatisch an die Lebenshaltungskosten der Studie-
renden angepasste Erhöhung der Studienfinanzierung 
zum Ziel haben. Der derzeitige Trend, dass immer 
weniger junge Menschen vom BAföG profitieren kön-
nen, muss gestoppt werden. 

Im Einzelnen sind die folgenden Maßnahmen zu er-
greifen: 

─ Die regelmäßige, automatische und bedarfsde-
ckende Anpassung der Bedarfssätze und  

─ eine Strukturreform, die die Studienförderung an 
die veränderten Lebenswirklichkeiten der Studie-
renden anpasst und berücksichtigt, dass viele jun-
ge Menschen heute in Teilzeit studieren und er-
weiterte Fördermöglichkeiten jenseits der Regel-
studienzeit brauchen. 

 

 

Begründung: 

Den erneuten Rückgang des Anteils der BAföG-geför-
derten Studierenden haben die jüngsten Zahlen des 
Bundesamts für Statistik aufgezeigt. Gerade noch 
18 Prozent profitieren von der Studienfinanzierung, 
auch die insgesamte Förderzahl ist in den letzten vier 
Jahren von 671.000 auf 584.000 gesunken. Die 2016 
in Kraft getretene Reform sollte den Kreis der BAföG-
Empfängerinnen und Empfänger eigentlich deutlich 
erhöhen. Dies hat sich jedoch nicht bewahrheitet, wie 
die aktuellen Daten eindeutig zeigen. Der Generalsek-

retär des Deutschen Studentenwerks, Achim Meyer 
auf der Heyde, machte angesichts der sinkenden 
Förderzahlen deutlich, dass der Handlungsdruck beim 
BAföG inzwischen groß ist: „Die jüngste BAföG-Er-
höhung kam zu spät und sie fiel zu niedrig aus. Das 
BAföG muss, wie wir es als Deutsches Studentenwerk 
schon lange fordern, regelmäßig erhöht werden, auf 
der Grundlage der regelmäßigen BAföG-Berichte der 
Bundesregierung.“ 

Eine von den Studentenwerken in Auftrag gegebene 
Studie des Berliner Forschungsinstituts für Bildungs- 
und Sozialökonomie (FIBS) lieferte zum ersten Mal 
belastbare Daten zum Monatsbudget deutscher Stu-
dierender. Durchschnittlich 920 bis 950 Euro brau-
chen Studierende demnach pro Monat für Miete, Es-
sen, Bücher, Kommunikation, Körperpflege und Frei-
zeitgestaltung. Selbst der BAföG-Höchstsatz liegt mit 
735 Euro deutlich darunter, im Durchschnitt werden 
465 Euro beigesteuert. Dass immer mehr Studierende 
ihren Lebensunterhalt mit Jobs verdienen und die 
erhöhte Erwerbstätigkeit zulasten der Zeit für das 
Studium kompensieren, zeigten die Ergebnisse der 
21. Sozialerhebung des Studentenwerks. 

Auch Studierende, die die Regelstudienzeiten über-
schreiten, das sind inzwischen 30 Prozent, werden 
vom Staat nicht mehr unterstützt. Die Gründe für die 
Studienzeiten sind vielfältig und zeigen die veränderte 
Lebensrealität der jungen Menschen. Nach den Um-
fragen des Studentenwerks arbeiten rund zwei Drittel 
der Studierenden neben dem Studium, ein wachsen-
der Anteil Studierender ist gesundheitlich beeinträch-
tigt. Pflegeaufgaben, die Betreuung von Kindern und 
ehrenamtliches Engagement sind weitere Gründe für 
ein länger dauerndes Teilzeitstudium. Eine Verlänge-
rung der BAföG-Ansprüche ist bisher für diese Fälle 
nicht möglich. 

Die zentrale Studienfinanzierung BAföG muss an die-
se neue Lebensrealität von Studierenden angepasst 
werden. Die Förderung muss gewährleisten, dass ein 
Studium bedarfsdeckend finanziert werden kann. Das 
BAföG ist das zentrale Instrument für Chancengleich-
heit in der Hochschulbildung. Nur mit einer Erhöhung 
der Förderung kann dem Trend entgegengewirkt wer-
den, dass soziale Herkunft immer noch eine entschei-
dende Rolle für Bildungserfolge spielt. Niemand darf 
aus finanziellen Gründen vom Studium abgehalten 
werden. 

 



Meine Damen und Herren, ich schließe die namentli-
che Abstimmung und bitte, die Plätze wieder einzu-
nehmen.

Unruhe – Glocke des Präsidenten

Während das Ergebnis ermittelt wird, gebe ich die Er-
gebnisse der namentlichen Abstimmungen von vorhin 
bekannt. Beim Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Schulze, Hartmann, Steinberger und anderer und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend 
"Rückstände von Fipronil in Lebensmitteln offenle-
gen", Drucksache 17/18465, haben mit Ja 62 ge-
stimmt. Mit Nein haben 77 gestimmt. Stimmenthal-
tungen gab es keine. Damit ist der 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Beim nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Abge-
ordneten Rinderspacher, von Brunn, Adelt und ande-
rer und Fraktion (SPD) betreffend "Verbraucherschutz 
ernst nehmen und Transparenz herstellen: Kontrollen 
auf Fipronil in bayerischen Legehennenbetrieben und 
bei verarbeiteten Produkten aus Bayern", Drucksa-
che 17/18483, haben mit Ja 62 gestimmt. Mit Nein 
haben 76 gestimmt. Stimmenthaltungen gab es keine. 
Damit ist auch dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/18467 mit 17/18472 sowie 17/18486 mit 
17/18491 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Gisela Sengl u. a. und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mehr Bio in Schulen: Bio-Anteil in allen 
bayerischen Schulen mindestens 20 Prozent bis 
2020 und mindestens 50 Prozent bis 2025 
(Drs. 17/16349) 

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der 
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Verteilung darf ich als bekannt vorausset-
zen. Die erste Rednerin ist Frau Kollegin Sengl. – 
Bitte schön, Sie haben das Wort.

Gisela Sengl (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Mehr Bio in Bayerns Schulen. 
Nach dem Ernährungsreport 2017 wünschen sich 
90 % der Deutschen verbindliche Essensstandards in 
Kitas und Schulen. Beim Modellprojekt Schulfrühstück 

entschieden sich 43 % der Schulen in Bayern für Bio-
Produkte.

Jetzt folgt ein Zitat:

Gutes Essen in der Schule trägt nicht nur zum Er-
halt der Leistungsfähigkeit der Kinder und Ju-
gendlichen bei. Es prägt die Esskultur, die Wert-
schätzung für Lebensmittel und das 
Ernährungsverhalten. …

Gerade angesichts der Besorgnis erregenden 
Zahl ernährungsbedingter Fehlentwicklungen bei 
Kindern und Jugendlichen kommt der Schule in 
diesem Bereich eine besondere Vorbildfunktion 
zu.

Woher stammt das Zitat? – Es könnte von uns sein. 
Das Zitat stammt aus der Broschüre "Mit gutem 
Essen Schule machen". Das ist eine wunderbare 
Hochglanzbroschüre aus dem Hause Brunner. Wenn 
diese schönen Worte ernst gemeint wären, dann wür-
den wir an den Schulen eine andere Situation vorfin-
den; dann gäbe es mehr als nur lauwarme Empfeh-
lungen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diese Broschüre spricht uns wirklich aus dem Herzen.

Jetzt folgen noch weitere Zitate:

Von einer nachhaltigen Landwirtschaft profitieren 
alle: Klima, Böden, Gewässer, Pflanzen, Tiere 
und Menschen. Nachhaltige Verpflegung stärkt 
die heimische Ernährungs- und Landwirtschaft. 
Sie schließt die Aspekte regional, saisonal, ökolo-
gisch, Fairtrade und Tierwohl ein. ...

Bio-Produkte gehören dazu.

Bio-Zertifizierung und Bio-Siegel stehen für nach-
weislich ökologische Pflanzen- und Tierprodukti-
on. Sie garantieren, dass der europäische Min-
deststandard für ökologische Produktion erfüllt ist 
oder sogar übertroffen wird. In jede Schulküche 
gehören auch Bio-Lebensmittel, idealerweise aus 
der Region.

Unser Ansatz ist aber noch viel wichtiger. Empfehlun-
gen und warme Worte allein genügen nicht. Auch Mo-
dellversuche reichen nicht aus. Wir als Gesetzgeber 
sind gefragt, um eine gesunde Ernährung der Kinder 
und Jugendlichen zu unterstützen. Mitglieder der 
CSU-Fraktion, hört einmal gut zu, das mag neu für 
euch sein: Man braucht auch klar definierte Ziele. 
Deshalb gibt es unseren Antrag. Wir schlagen darin 
vier Maßnahmen vor:
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Isabell Zacharias, Martina Fehlner u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/18470 

Mehr Chancengleichheit beim Studium:  
BAföG-Reform initiieren 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Isabell Zacharias 
Mitberichterstatter: Oliver Jörg 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Wissen-
schaft und Kunst federführend zugewiesen. Weitere Aus-
schüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht be-
fasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 71. Sitzung am 18. Oktober 2017 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Isabell Zacharias, Martina Fehlner, Georg Rosenthal, Helga 
Schmitt-Bussinger, Horst Arnold, Inge Aures, Volkmar Halbleib, 
Natascha Kohnen, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Kathi 
Petersen, Susann Biedefeld und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/18470, 17/19151 

Mehr Chancengleichheit beim Studium: BAföG-Reform initiieren 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist zum einen die Nummer 15 der Anlage. Es ist 

dies der Antrag der Abgeordneten Biedefeld, Schuster, Dr. Rabenstein und anderer, 

SPD, betreffend "Verzicht auf die Sperre frei werdender Stellen beim Zentrum Bayern 

Familie und Soziales …" auf Drucksache 17/17552, der auf Wunsch der SPD-Fraktion 

gesondert beraten werden soll, sowie zum anderen die Nummern 40 und 42 der Liste. 

Es sind dies die Dringlichkeitsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD-Fraktion betreffend "Rechtssicherheit bei der Erhebung der Erbschaftsteuer 

wiederherstellen" und "Sonderweg bei der Erbschaftsteuer beenden" auf den Drucksa-

chen 17/18251 und 17/18270. Auch diese beiden Anträge sollen gesondert beraten 

werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltung-

en! – Auch keine. Nun frage ich die fraktionslosen Abgeordneten, ob und welchem 

Fraktionsvotum diese sich anschließen wollen. – Diese enthalten sich. Damit wird das 

protokollarisch so festgehalten. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
117. Plenum, 29.11.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 117. Vollsitzung am 29. November 2017


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/18470 vom 11.10.2017
	Plenarprotokoll Nr. 112 vom 12.10.2017
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/19151 des WK vom 18.10.2017
	Beschluss des Plenums 17/19400 vom 29.11.2017
	Plenarprotokoll Nr. 117 vom 29.11.2017

